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Arzneimittel-, Medizinprodukte- und Apothekenrecht 

Zum Verbot von Rezeptsammelboxen im Supermarkt  

Eine Apothekerin aus Herne darf keine Box zum Sammeln von Rezepten in einem 

nahegelegenen Supermarkt aufstellen und die bestellten Arzneimittel den Kunden nach 

Hause liefern.  

Die Apothekerin betreibt im Eingangsbereich eines Supermarkts, der wenige Kilometer 

von ihrer Apotheke entfernt liegt, eine Sammelbox, in die Kunden Rezepte und 

Bestellscheine für Arzneimittel einwerfen können. Nach dem Einsammeln der Ver-

schreibungen und Bestellungen durch die Mitarbeiter der Apothekerin werden die 

Medikamente innerhalb des Herner Stadtgebiets durch einen kostenlosen Botendienst 

nach Hause geliefert, außerhalb des Stadtgebiets erhalten die Kunden die Arzneimittel 

durch einen Logistikdienstleister gegen Versandkosten. Die Stadt Herne untersagte der 

Apothekerin das Betreiben der Sammeleinrichtung. Die hiergegen gerichtete Klage der 

Apothekerin wies das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen ab. Diese Entscheidung hat das 

Oberverwaltungsgericht nun bestätigt. 

Zur Begründung hat der 13. Senat ausgeführt: Nach den apothekenrechtlichen Vor-

schriften sei zwischen der Abgabe von Arzneimitteln unmittelbar an Kunden in Prä-

senzapotheken und dem Versand von Arzneimitteln zu unterscheiden. Andere Abga-

bemöglichkeiten sehe der Gesetzgeber nicht vor. Die Sammelvorrichtung in dem Su-

permarkt sei nicht als eine einer Präsenzapotheke zugeordnete sogenannte Rezept-

sammelstelle ausnahmsweise zulässig, weil die Rezeptsammlung nicht zur Versorgung 

eines abgelegenen Ortsteils erforderlich sei. Die Sammelbox sei auch nicht von der der 

Klägerin erteilten Erlaubnis zum Versand von Arzneimitteln umfasst. Das praktizierte 

Vertriebskonzept stelle sich unter den konkreten Umständen des Falls wegen der engen 

räumlichen Bindung an die Präsenzapotheke nicht als Versandhandel dar. Das 

Bestellsystem der Klägerin richte sich zielgerichtet und nahezu ausschließlich an Kunden 

des Supermarkts bzw. Einwohner der Stadt Herne, die dem räumlichen Einzugsgebiet der 

Präsenzapotheke zugeordnet werden könnten. Zudem würden die Arzneimittel an diese 

Kunden ausnahmslos durch das Personal der Apothekerin ausgeliefert. 

Das Oberverwaltungsgericht hat die Revision zum Bundesverwaltungsgericht wegen 

grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zugelassen. 

OVG Münster, Urteil vom 02.07.2018, Az. 13 A 2289/16; I. Instanz: VG Gelsenkirchen 19 

K 5025/15 

http://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/25_180702/index.php 

http://www.afae.de/home.php


 

Arzthaftungsrecht  

Keine Haftung eines Gynäkologen für ungewollte Schwangerschaft bei 

über 40-Jähriger  

Weist ein Gynäkologe eine Patientin auf die begrenzte Aussagekraft des AMH-Wertes hin 

und unterlässt die Patientin nach Bekanntwerden eines AMH-Wertes von weniger als 0,1 

die weitere Empfängnisverhütung, haftet der Gynäkologe nicht für eine spätere - 

ungewollte - Schwangerschaft. 

OLG Hamm, Urteil vom 23.02.2018, Az. I-26 U 91/17  

https://www.juris.de/jportal/?quelle=jlink&docid=KORE213172018&psml=jurisw.psml&m

ax=true 

 

Berufsrecht / Wettbewerbsrecht 

Werbung mit Wirksamkeit Craniosakraler Osteopathie ist unzulässig 

 

Werbung mit Wirkungsaussagen medizinischer Behandlungsmethoden ist zulässig, 

solange nicht dargelegt wird, dass die Behauptung wissenschaftlich umstritten ist oder ihr 

jegliche tragfähige wissenschaftliche Grundlage fehlt. Ist die Wirkaussage umstritten, 

muss der Werbende nachweisen, dass die Aussage zutreffend ist. Für die 

Behandlungsmethode der Craniosakralen Osteopathie fehle ein derartiger 

Wirkungsnachweis. Ein Arzt darf auf seiner Homepage nicht mit der Wirksamkeit der 

Craniosakralen Osteopathie werben. 

OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 21.06.2018, Az. 6 U 74/17  

https://ordentliche-gerichtsbarkeit.hessen.de/pressemitteilungen/keine-werbung-mit-

wirksamkeit-craniosakraler-osteopathie 

 

Krankenhausrecht 

Krankenhausbehandlung Versicherter auch ohne vertragsärztliche 

Einweisung 

Der Vergütungsanspruch eines zugelassenen Krankenhauses gegen eine Krankenkasse 

für eine erforderliche und wirtschaftliche teilstationäre Behandlung ihres Versicherten 

setzt keine vertragsärztliche Einweisung in das Krankenhaus voraus. Die klagende 

Krankenhausträgerin forderte vergeblich für die teilstationäre Behandlung des bei der 

beklagten Krankenkasse Versicherten 5596,24 Euro. Die Beklagte lehnte jegliche Zahlung 

ab, da die Behandlung ohne vertragsärztliche Einweisung (als "Selbsteinweisung") 

erfolgte. Anders als das Sozialgericht Hannover hat das Landessozialgericht 

Niedersachsen-Bremen die Beklagte zur Zahlung nebst Zinsen verurteilt. Das BSG gab 

dem Recht: Der Vergütungsanspruch für Krankenhausbehandlung entsteht unmittelbar 

mit der Inanspruchnahme der Leistung durch den Versicherten kraft Gesetzes, wenn die 

Versorgung wie hier in einem zugelassenen Krankenhaus erfolgt, erforderlich und 



wirtschaftlich ist. Eine vertragsärztliche Verordnung ist auch außerhalb von Notfällen 

keine formale Voraussetzung des Anspruchs. Dies riefe Versorgungsmängel hervor und 

setzte die Krankenhäuser bei der Aufnahmeprüfung unzumutbaren Haftungsrisiken aus. 

Sie dürfen Versicherte, die sich ohne vertragsärztliche Einweisung mit einer 

Akutsymptomatik vorstellen, nicht einfach ohne Untersuchung wegschicken. Die hiervon 

abweichende Vereinbarung im niedersächsischen Landesvertrag verstößt gegen 

Bundesrecht. 

Bundessozialgerichts, Urteil vom 19.06.2018, Az. B 1 KR 26/17 R 

http://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Publikationen/Pressemitteilungen/2018/Pressemitt

eilung_2018_36.html 

 

Leistungs- und Vergütungsrecht 

1. Versicherte mit fortgeschrittener Multipler Sklerose erhalten 

aufwendiges Fußheber-System bezahlt 

 

Gesetzlich Versicherte, die an fortgeschrittener Multipler Sklerose leiden und dadurch in 

ihrer Gehfähigkeit stark beeinträchtigt sind, haben gegen ihre Krankenkasse Anspruch 

auf Versorgung mit dem technisch aufwendigen Fußheber-System Ness L 300 zur 

funktionellen Elektrostimulation. Da es sich um ein Hilfsmittel zum unmittelbaren 

Behinderungsausgleich handele, stünden weder wirtschaftliche Gesichtspunkte noch eine 

fehlende positive Empfehlung des Gemeinsamen Bundesausschusses entgegen  

LSG Baden-Württemberg, Urteil vom 15.06.2018, Az. L 4 KR 531/17 und vom 

19.06.2018,Az. L 11 KR 1996/17 

 

2. Stoßwellentherapie soll Kassenleistung werden 
 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat am 19.04.2018 beschlossen, dass die 

Behandlung eines Fersensporns (nach mindestens 6-monatiger Einschränkung des 

Patienten) im Wege der extrakorporalen Stoßwellentherapie in den Leistungskatalog der 

gesetzlichen Krankenversicherung aufgenommen wird.  

 

Die Erbringung der Leistung soll auf Fachärzte für Orthopädie und Unfallchirurgie sowie 

Fachärzte für Physikalische und Rehabilitative Medizin begrenzt werden. 

 

Die tatsächliche Umsetzung soll zum 2. Quartal 2019 erfolgen. 

 

 

Vertragsarztrecht 

MRT-Leistungen für GKV-Patienten nur durch Radiologen  

Die Beschränkung der Befugnis zur Erbringung und Abrechnung 

magnetresonanztomographischer Leistungen (MRT-Leistungen) für gesetzlich 

Krankenversicherte auf Radiologen ist verfassungskonform. Dies hat das 

Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 02.05.2018 entschieden und die 



Verfassungsbeschwerde eines Kardiologen mit Zusatzweiterbildung "MRT - 

fachgebunden" gegen die Versagung einer entsprechenden Genehmigung nicht zur 

Entscheidung angenommen. Eine etwaige Ungleichbehandlung wäre jedenfalls 

gerechtfertigt, um die Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungserbringung zu sichern  

BVerfG, Beschluss vom 02.05.2018, Az. 1 BvR 3042/14  

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2018/05/rk2

0180502_1bvr304214.html 

 

Sonstiges 

1. Google muss Ein-Sterne-Negativ-Bewertung löschen  

Ein Kieferorthopäde hat Anspruch auf die Löschung einer negativen Bewertung bei 

Google, selbst wenn diese keinen weiteren Text enthält. Selbst dann falle sie nicht 

automatisch unter den Schutz der freien Meinungsäußerung.  

LG Lübeck, Urteil vom 13.06.2018, Az. I O 59/17  

  
2. Hemmung einer arbeitsvertraglichen Ausschlussfrist wegen 

Vergleichsverhandlungen 

  

Das BAG hat entschieden, dass dann, wenn eine arbeitsvertragliche 

Ausschlussfristenregelung verlangt, dass ein Anspruch aus dem Arbeitsverhältnis zur 

Vermeidung seines Verfalles innerhalb einer bestimmten Frist gerichtlich geltend gemacht 

werden muss, die Ausschlussfrist in entsprechender Anwendung des § 203 Satz 1 BGB 

gehemmt ist, solange die Parteien vorgerichtliche Vergleichsverhandlungen führen. 

Der Zeitraum, während dessen die Vergleichsverhandlungen andauern, werde 

entsprechend § 209 BGB in die Ausschlussfrist nicht eingerechnet. § 203 Satz 2 BGB, der 

bestimme, dass die Verjährung frühestens drei Monate nach dem Ende der Hemmung 

eintreffe, finde auf arbeitsvertragliche Ausschlussfristen keine entsprechende 

Anwendung, so das BAG. 

Der Kläger war vom 01.01.2014 bis zum 31.07.2015 bei der Beklagten als technischer 

Sachbearbeiter beschäftigt und verdiente zuletzt 4.361 Euro brutto monatlich. Sein 

Arbeitsvertrag enthält eine Klausel, die verlangt, dass Ansprüche aus dem 

Arbeitsverhältnis innerhalb von drei Monaten ab Fälligkeit schriftlich gegenüber der 

Gegenseite geltend gemacht und bei Ablehnung innerhalb von weiteren drei Monaten ab 

Zugang der Ablehnung bei Gericht anhängig gemacht werden müssen, ansonsten sie 

verfallen. Mit Schreiben vom 14.09.2015 forderte der Kläger vom Beklagten die 

Abgeltung von 32 Urlaubstagen mit einem Gesamtbetrag von 6.387,52 Euro brutto sowie 

weitere 4.671,88 Euro brutto als Vergütung von 182,25 Überstunden, die sich bis zur 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf dem Arbeitszeitkonto des Klägers angesammelt 

hätten. Der Beklagte lehnte mit Schreiben vom 28.09.2015 die Ansprüche ab, wies 

allerdings darauf hin, er strebe eine einvernehmliche Lösung an. In der Folgezeit führten 

die Parteien über die von ihnen beauftragten Rechtsanwälte Vergleichsverhandlungen, 

die bis zum 25.11.2015 andauerten, jedoch erfolglos blieben. Daraufhin erhob der Kläger 

am 21.01.2016 Klage, mit der er seine Ansprüche weiterverfolgte. 

Das Arbeitsgericht hatte die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hatte die 



Berufung des Klägers zurückgewiesen und gemeint, die Ansprüche des Klägers seien 

verfallen, weil er sie nicht fristgerecht gerichtlich geltend gemacht habe. 

Das BAG hat der Revision des Klägers stattgegeben und die Sache zur erneuten 

Verhandlung und Entscheidung an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen. 

Nach Auffassung des BAG kann mit der Begründung des Landesarbeitsgerichts die Klage 

nicht abgewiesen werden. Der Kläger habe die dreimonatige Ausschlussfrist zur 

gerichtlichen Geltendmachung seiner Ansprüche gewahrt, weil sie für die Dauer der 

Vergleichsverhandlungen entsprechend § 203 Satz 1 BGB gehemmt gewesen sei. Es sei 

deshalb nicht darüber zu entscheiden gewesen, ob die Verfallklausel insgesamt 

unwirksam sei, weil sie den Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn nicht ausdrücklich 

aus ihrem Anwendungsbereich ausnehme. Mangels Feststellungen des 

Landesarbeitsgerichts zu dem vom Kläger behaupteten Arbeitszeitkonto und dessen 

Saldo sowie den bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses noch offenen Urlaubstagen 

habe das BAG in der Sache nicht selbst entscheiden können. 

Quelle: Pressemitteilung des BAG Nr. 32/2018 v. 20.06.2018 

https://juris.bundesarbeitsgericht.de/cgi-

bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bag&Art=pm&Datum=2018&nr=20464&pos=

1&anz=33&titel=Hemmung_einer_Ausschlussfrist_wegen_Vergleichsverhandlungen 

 

3. Keine fiktive Terminsgebühr für einen geplatzten Termin ohne 

körperliche Anwesenheit im Gerichtsgebäude  

Der klare und eindeutige Wortlaut von VV Vorbem. 4 III RVG macht das Entstehen der 

Terminsgebühr für einen geplatzten Termin von der Teilnahme an bzw. dem Erscheinen 

zu einem anberaumten Termin abhängig. Zu einem Termin erscheint ein Rechtsanwalt, 

wenn er im Gerichtsgebäude mit dem Ziel der Teilnahme an dem Gerichtstermin 

körperlich anwesend ist.  

OLG München, Beschluss vom 23.04.2018, Az. 6 St (K) 12/18 
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